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I. Editorial – Hinter den Fichten ...
... ist es schattig, dunkel und heimelig. Auch wenn man nicht alles richtig erkennen kann, fühlt man sich dort 
trotzdem beschützt. Wie bei kaum einem anderen Thema wie der Gesundheitspolitik wird von allen Parteien 
gegenüber den Patienten und Leistungserbringern so viel getrickst, getäuscht und respektive „hinter die 
Fichte“ geführt.

So wird alljährlich das Lied von den niedergelassenen Ärzten als raffgierige Großverdiener angestimmt und 
mit bewusst verkürzten Statistikinterpretationen untermauert. „Zufällig“ erscheinen solche „aufklärenden“ 
Berichte immer dann, wenn die Honorarverhandlungen zwischen Ärzten und Krankenkassen beginnen. 
Divergente Entwicklungen in verschiedenen Regionen und medizinischen Fachbereichen werden dabei von 
den Kassen bewusst nicht erwähnt, um die Schneise „hinter den Fichten“ nicht zu breit und damit zu hell 
werden zu lassen.

In zunehmendem Maße müssen Ärzte erkennen, dass auch die eigenen Vertreter und Anführer diesen Weg 
einschlagen, um so eine falsche Verteilungspolitik zu verschleiern. Wer hinter der Fichte die Taschenlampe 
einschaltet, wird erkennen, dass RLV-Entwicklung, EBM-Bewertung, Förderung der Grundversorgung und 
Laborreform offensichtlich einen ganz anderen Effekt haben als von der KV-Führung versprochen.

Bei der als Durchbruch versprochenen Reform des Punktwertes handelt es sich derzeit nur um ein Zahlen-
spiel, das im Schatten der Fichte wohltuend große Zahlen zeigt. Diese schrumpfen bei Licht jedoch wieder 
auf die schon bekannten kleinen Beträge. Zurückgekehrt zum Tageslicht bleibt das ungute Gefühl, dass 
bisher noch jede Reform langfristig zur Verschlechterung geführt hat.

In hysterischem Tonfall haben Kassen und Politik in der letzten Zeit versucht, die Ärzteschaft als korrupt 
und mafiös darzustellen, um von eigenen Fehlern wie Fallpauschalensystem und Budgetierung abzulenken. 
Entsprechend laut ist die Forderung, der Gesetzgeber müsse nun gegen Korruption im Gesundheitswesen 
hart durchgreifen. Offensichtlich hat dieser aber im Fichtenwald vollends die Orientierung verloren und legt 
Gesetze vor, die nur für freiberufliche Kassenärzte gelten sollen. Genau diese sollen aber in Zukunft sowohl 
untereinander, als auch mit den Kliniken zum Wohle des Patienten kooperieren. Aber wehe es werden dabei 
Patienten zugewiesen oder gar in der Kooperation über Geld geredet. Nur wenn die Kassen profitieren, 
dann ist gezielte Zuweisung eine tolle Sache, die auch honoriert werden darf.

Wer derart hinter die Fichte geführt wird, kann dann schon mal einen Wutausbruch erleben – besonders 
wenn der richtige (Aus)Weg eigentlich so nahe liegt.

Damit Sie die Orientierung nicht verlieren, wollen wir Ihnen mit dieser Ausgabe der Uro-GmbH-Nachrichten 
den Weg auf die Lichtung zeigen.

Viel Spaß beim Lesen. 
Ihre Uro-GmbH Nordrhein

Dr. Michael Stephan-Odenthal 
(ärztlicher Geschäftsführer der Uro-GmbH Nordrhein)
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II.	 Fortbildung tut Not (und gut)!
Fort- und Weiterbildungen liegen der Uro-GmbH sehr am Herzen. Unser medizinisches Fachwissen verdop-
pelt sich in atemberaubender Geschwindigkeit. Was gestern noch in der Leitlinie „up to date“ war, ist morgen 
bereits überholt. Der Wissenschaft sei Dank. Das bringt für uns aber auch die Verpflichtung der regelmäßigen 
Fort- und Weiterbildung. Die Uro-GmbH bemüht sich seit ihrer Gründung, ein besonderes Augenmerk auf 
diese Aufgabe zu legen.

Wir haben einen modernen Fortbildungskalender generiert. Wir haben Absprachen mit der Pharma-Industrie, 
der DGU, dem BDU und den nordrheinischen Kliniken getroffenen, die verhindern sollen, dass am gleichen 
Termin Veranstaltungen ähnlichen Charakters 
stattfinden. Nicht nur in der gleichen Stadt, nein 
meist auch über dasselbe Thema und – ganz 
hart – sogar im gleichen Hotel, haben sich früher 
die Veranstaltungen gegenseitig Konkurrenz ge-
macht.

Dies ist – Gott sei Dank – weitgehend vorbei. Auch 
der letzte NRW-Kongress war eine Kooperations-
veranstaltung mit der Uro-GmbH. Man merkt also: 
Unsere Vorschläge, die der niedergelassenen 
Urologen, werden angenommen.

Unserer Internetseite mit den Fortbildungen 
(www.uro-gmbh.de/info/fortbildung) sollte daher 
eine vermehrte Aufmerksamkeit geschenkt werden. Einige Termine finden Sie auch in dieser Ausgabe (Seite 14).

Es ist gut, alle regionalen oder örtlichen Fortbildungen zu melden. Das geht heute problemlos per Email an 
Frau Sabine Kapla (kapla@frielingsdorf.de) in Köln. 

Neu ist, dass mit jedem neuen Termin eine Email an alle Mitglieder der Uro-GmbH erzeugt wird und ein Hin-
weis auf die neue Fortbildung erfolgt.

Wir begrüßen es sehr, wenn unsere Fortbildungen gut besucht sind. Dies ist einerseits der Beweis, dass 
wir die „heißen“ Themen treffen, andererseits ein Zeugnis für den Wissensdurst unserer Kolleginnen und 
Kollegen.

Am Mittwoch, den 20. November, findet der nächste Tag der ambulanten Urologie mit der UROWL wieder in 
Gladbeck statt. Auch dort sollten wir – alleine schon wegen der aktuellen Themen – wieder stark vertreten 
sein. Das Mailing für diese Veranstaltung ist angelaufen und die ersten Anmeldungen eingetroffen. Wir hoffen 
auf eine größere Teilnahme von Seiten der Uro-GmbH.

Zum Schluss möchte ich noch auf die diversen Fortbildungsaktivitäten auch für unsere Mitarbeiter hinweisen 
– egal ob für die Onkologie, den Praxisalltag oder auch für die Hygiene. Machen Sie davon wirklich 
Gebrauch, um die Qualität unserer Arbeit zu erhalten oder weiterhin zu verbessern.

von Dr. Reinhold Schaefer 
(ärztlicher Geschäftsführer der Uro-GmbH Nordrhein) 
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III.	Offener Brief an den Vorsitzenden der Kassenärztlichen 
	 Bundesvereinigung (KBV) Dr. Andreas Köhler Bewertung der Leistungen im EBM und RegelleistungsvolumenUrologen behandeln nach Auswertungen Ihres Hauses die im Durchschnitt ältesten Patienten. 

Sehr viele dieser Patienten haben mehrere Erkrankungen, die eine urologische Behandlung 

erschweren und deshalb in der Therapie berücksichtigt werden müssen. Gerade bei Patienten 

mit Harninkontinenz, Harnblasenentleerungsstörungen oder chronischen Harnwegsinfekten 

sind deshalb innerhalb eines Abrechnungsquartals meist mehrere Patientenkontakte notwendig. 

Zum Teil müssen die Angehörigen in die Beratung einbezogen werden. Dieser aufwändige Be-

handlungsbedarf ist für uns in der EBM-Abrechnung gar nicht darstellbar, weil er derzeit in der 

urologischen Ordinationspauschale komplett untergeht. Zudem wird in Nordrhein nicht einmal 

diese Pauschale in Euro ausgezahlt, da das Regelleistungsvolumen mit 15,43 € niedriger ist als 

die Ordinationspauschale für ältere Patienten. Im hausärztlichen Bereich ist speziell für diese 

Patienten eine Chronikerpauschale vorgesehen, deren Leistungsinhalt lediglich mindestens zwei 

Arzt-Patienten-Kontakte voraussetzt. Wieso kann von Fachärzten bei den gleichen Patienten eine 

solche Pauschale bei mehrfachen Arzt-Patienten-Kontakten nicht abgerechnet werden? Wieso ist eine Ösophago-Gastro-Duodenoskopie (EBM 04511) doppelt so hoch bewertet wie eine 

Urethrozystoskopie beim Mann bzw. dreimal so hoch wie bei der Frau?Spätestens seit der Einführung flexibler Instrumente in der Urologie ist die Investition in Instrumen­

tarium, sind die Anforderungen an Aufbereitung der Instrumente und an das Hygienemanagement 

dieselben. Die Durchführung der Untersuchung und der Inhalt der Leistungen sind vergleichbar.Wieso kann ein Gynäkologe eine Urethrozystoskopie im Behandlungsfall – nicht in derselben 

Sitzung – neben einer urodynamischen Untersuchung abrechnen, während der Urologe dies nicht 

kann?

Wie soll eine urodynamische Untersuchung zur Abklärung der Harninkontinenz bei einem Zeit-

aufwand von 30 bis 40 Minuten in der Durchführung und hoher Geräteinvestition innerhalb des 

Regelleistungsvolumen für pauschal 15,43 € zu erbringen sein?

Onkologievertrag

Mit dem Onkologievertrag soll der besonders hohe Aufwand für die Betreuung und Behandlung 

von Tumorpatienten unter aktiver Therapie vergütet werden. Seit der Neufassung dieses Vertra-

ges mit Einführung von Mindestfallzahlen werden die organbezogenen onkologisch tätigen Fach-

ärzte gegenüber den Hämatoonkologen deutlich benachteiligt. Tumoren des Urogenitaltraktes 

sind mit die häufigsten malignen Erkrankungen, sodass wir als Urologen viele dieser Patienten 

behandeln. Dabei hängt die Behandlungsqualität wesentlich von der Fachkompetenz des Be-

handlers ab. Diese ist wesentlich durch die Ausbildung und die Erfahrung bedingt. Die Gleichsetzung von Behandlungsqualität mit willkürlich gewählten Mindestmengen wie in dem 

von Ihrem Haus verhandelten Onkologievertrag ist falsch. Hierbei wird ein Urologe, der beispiels-

weise 40 Tumorpatienten mit urogenitalen Tumoren behandelt, gegenüber einem Hämatoonkolo-

gen, der zwar insgesamt 100 Tumorpatienten behandelt, darunter aber möglicherweise nur einen 

Tumorpatienten mit urogenitalem Tumor, deutlich benachteiligt. Nicht nur arithmetisch muss dem 

Uro-GmbH Nordreihn . Kaiser-Wilhelm-Ring 50 . 50672 Köln

Herr	
Uro-GmbH Nordrhein

Dr. Andreas Köhler	 Managementges. nordrheinischer Urologen

Kassenärztliche Bundesvereinigung	 Kaiser-Wilhelm-Ring 50 . 50672 Köln

Herbert-Lewin-Platz 2	
10623 Berlin	 Telefon: 0221 / 139 836 - 55

		
Telefax: 0221 / 139 836 - 65

		
www.uro-nordrhein.de

	
Köln, im September 2013

Sehr geehrter Herr Kollege Köhler,

alljährlich mit Beginn der Honorarverhandlungen zwischen KBV und dem Spitzenverband der 

Krankenkassen vollzieht sich das gleiche Ritual. Eine von den Krankenkassen lancierte Kampa-

gne stellt uns Ärzte mal wieder als Großverdiener, Abzocker und Betrüger dar, die zudem noch 

eine schlechte medizinische Versorgung leisten und deshalb natürlich keinen Anspruch auf eine 

Honorarsteigerung haben. An dieses polemische Spektakel als Teil der SpiBu-Propaganda haben 

wir uns als Ärzteschaft leider in den vergangenen Jahren gewöhnen müssen. Wir ärgern uns aber 

trotzdem darüber, dass die Kassenärztliche Bundesvereinigung nicht in gleicher Weise in der 

öffentlichen Wahrnehmung Gegenargumente ins Feld führt.

In diesem Jahr ergeben sich mit den vom Statistischen Bundesamt neu veröffentlichten Einkom-

mensdaten der niedergelassenen Ärzte und dem von Ihnen kürzlich veröffentlichten Honorarbe-

richt 2/2012 jedoch berechtigte Fragen, ob die GKV-Honorargelder in Deutschland zur Versor-

gung der Versicherten noch logisch nachvollziehbar und gerecht unter den Leistungserbringern 

aufgeteilt werden.

Denn von den berichteten Honorarsteigerungen in den letzten vier Jahren haben wir als Urologen 

in der KV-Nordrhein nichts wahrnehmen können. Insbesondere die von Ihnen veröffentlichten 

KV-Honorarzahlen weisen für die nordrheinischen Urologen keine Gewinne in diesen Jahren aus. 

Der Behandlungsfallwert für urologische Patienten ist von 50,89 € im Quartal 1/2009 auf 42,43 € 

im Quartal 4/2011 gefallen und damit der Honorarumsatz je Urologe von 48.352 € auf 40.764 € 

pro Quartal bei nahezu gleichbleibender Anzahl von Patienten: 950 Patienten/Arzt in 1/2009, 

961 Patienten/Arzt in 4/2011. Bei genauer Betrachtung und in Zusammenschau der neuesten 

Honorardaten zeigt sich aber, dass es mittlerweile deutliche fachspezifische und regionale 

Verschiebungen gibt, die Ihre Honorarpolitik der letzten Jahre infrage stellen. Aus unserer Sicht 

haben dazu verschiedene falsche Verteilungsansätze beigetragen.

Uro-GmbH Nordrhein - Managementges. nordrheinischer Urologen

Geschäftsführung: Dr. Reinhold-M. Schaefer, Dr. Wolfgang Rulf, Oliver Frielingsdorf

Handelsregister: Amtsgericht Köln Nr. HRB 66460 /Steuernummer 215/5843/0765

Seite 2/4 Schreiben an Dr. Andreas Köhler, Kassenärztliche Bundesvereinigung



9

Urologen, nach der „Logik der großen Mindestmengen“, die größere Kompetenz in der Behand-

lung urogenitaler Tumoren zugesprochen werden, de facto ist der Urologe mit diesen Zahlen aber 

vom Onkologievertrag ausgeschlossen, der Hämatoonkologe jedoch nicht. Dies bedeutet, dass 

der Urologe für seine Behandlung kein Zusatzhonorar bekommt, der Onkologe aber sehr wohl. 

Die Tatsache, dass ein Onkologe insgesamt viele Tumorpatienten behandelt, heißt nicht zwin-

gend, dass er eine größere Erfahrung und Kompetenz in der Behandlung spezieller Tumoren 

besitzt. Voraussetzung für eine Teilnahme am Onkologievertrag sollte die fachliche Kompetenz 

gemessen an Ausbildung und Erfahrung sein. Dies wird mit dem Facharzt für Urologie und der 

Zusatzbezeichnung Medikamentöse Tumortherapie abgebildet. Darüber hinaus müssen spezielle 

Qualifikationen des Assistenzpersonals vorliegen und ausreichende räumliche und organisato­

rische Voraussetzungen. Mindestmengen dürfen unseres Erachtens kein Kriterium sein, sondern 

setzen sogar eher falsche Anreize in der Behandlung der Tumorpatienten. Darüber hinaus gibt es 

derzeit keine wissenschaftlichen Daten, die Mindestmengen als Voraussetzung für Behandlungs-

qualität beweisen.

Wir sehen mit Sorge, dass diese falsche „Logik“ sich auch in den derzeitigen Verhandlungen zur 

spezialfachärztlichen Versorgung durchsetzt und wir als Urologen weiter benachteiligt werden.

Selbsterbringung von Laborleistungen

In der Vergangenheit wurden die Laborkosten in unbegrenzter Fallzahl aus dem begrenz-

ten Morbiditätorientierten Gesamtvolumen (MGV) im Vorwegabzug erstattet. Dies hat mit 

dazu geführt, dass der restliche Anteil des MGV zur Erstattung der ärztlichen Leistungen ge-

sunken ist. Insofern war es richtig, bei weiterhin begrenztem MGV die Laborkostensteige-

rungen zu bremsen. Dabei betrifft die von Ihnen eingeführte Abstaffelungsquote alle Ärzte, 

die Laborleistungen erbringen, gleichermaßen. Die von Ihnen zusätzlich eingeführten fach-

spezifischen Laborfallwerte für sogenannte Selbsterbringer benachteiligen jedoch insbeson-

dere die Urologen gegenüber den Laborärzten und zum Teil auch andere Facharztgruppen. 

Spezielle urologische Laboruntersuchungen, wie die Untersuchung des Urins einschließlich 

mikrobiologischer Untersuchungen, die Untersuchung bestimmter andrologischer Laborpara-

meter, insbesondere Spermiogramme, und die Bestimmung von Tumormarkern urologischer 

Tumore gehören zu den Kernbereichen unseres Fachgebietes. 

Die unmittelbare Zusammenschau von klinischer Untersuchung und entsprechender Laborun-

tersuchung gewährleistet am besten eine leitlinienorientierte Therapie. Diejenigen Urologen, die 

im Rahmen ihrer Ausbildung die fachliche Kompetenz zur Bestimmung dieser Laborparameter 

erlangen und von der KV dazu zugelassen wurden, können mit dem von Ihnen festgesetzten 

urologischen Laborfallwert von 4 € Kostenerstattung pro Patient und pro Quartal diese Untersu-

chungen nicht mehr kostendeckend erbringen. Dies war Ihnen nach Berechnungen aus Ihrem 

Hause auch bewusst, da ein durchschnittlicher Laborfallwert bundesweit für Urologen von 5,30 € 

ermittelt wurde, nach Analyse der KV-Nordrhein liegt dieser in Nordrhein sogar bei 6,63 €. 

Dahingegen haben andere Fachgruppen – Dermatologen und Gynäkologen – bisher einen deutlich 

niedrigeren Fallwertbedarf, werden aber von Ihnen in die gleiche 4 €-Fallwertgruppe, also höher 

als bisher, eingestuft. Wir halten dies für eine vorsätzliche Benachteiligung der Urologen. 
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In der Konsequenz bedeutet dies, dass die notwendigen Laboruntersuchungen vermehrt an ein Fachlabor übersandt werden müssen, damit eine leitliniengerechte Diagnostik bei urologischen Patienten gewährleistet ist. Mit dieser Regelung werden also lediglich Kostenanteile aus der be-
währten fachärztlich urologischen Diagnostik in die laborärztliche Diagnostik verlagert, um dort die Anzahl der Untersuchungen zu erhöhen.

Pauschale für die fachärztliche Grundversorgung (PfG)

Offensichtlich hat die KBV-Spitze schon erkannt, dass die Honorarverteilung der letzten Jahre vor allem zuungunsten der sogenannten fachärztlichen Grundversorger in eine Schieflage geraten ist. Da diese Grundversorger tagtäglich den von der fachärztlichen Behandlungsmenge größten Teil der medizinischen Versorgung erbringen, ist die Einführung einer PfG grundsätzlich lobenswert. Mit der zunehmenden Diskussion in Ihrem Hause über diese Honorarverschiebung wurde jedoch die ursprünglich mit 6 € angedachte Pauschale derart zerredet, dass nun zum 01.10.2013 eine Pau-
schale für Urologen von nur noch 3 € gilt. Zudem wurden Leistungen definiert, die angeblich nicht zur Grundversorgung gehören, neben denen die Pauschale dann nicht abgerechnet werden kann. 

Nach Auskunft unserer KV in Nordrhein wird die Pauschale damit bei ca. 60% der urologischen Patienten angerechnet. Auf den Behandlungsfallwert wird dies also eine Steigerung von 1,80 € bedeuten. Glauben Sie wirklich, dass damit eine echte Förderung der urologischen Grundversor-
gung möglich ist?

Sehr geehrter Kollege Köhler, uns ist bewusst, dass eine Honorarverteilung unter einem begrenz-
ten MGV zwangsläufig zu Verschiebungen zwischen den verschiedenen Fachgruppen führt und damit konfliktreich ist. Aber die Honorarverteilung muss nach transparenten, nachvollziehbaren Regeln erfolgen und der eigentlichen medizinischen Leistungserbringung zugeordnet werden. Eine Honorarverschiebung aufgrund von Pseudoqualitätskriterien oder gar von Lobbyinteressen führt zu Versorgungseinschränkungen und damit zur Verschlechterung der Gesamtversorgung der Patienten. Die derzeitige Honorarverteilung ist aus unserer Sicht alles andere als transparent, nachvollziehbar und leistungsbezogen. Wir fordern Sie deshalb auf, die oben genannten falschen Entscheidungen zu korrigieren.

Mit freundlichen kollegialen Grüßen

Dr. M. Stephan-Odenthal

Seite 4/4 Schreiben an Dr. Andreas Köhler, Kassenärztliche Bundesvereinigung
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V.	 Unlauterer Wettbewerb eines Arztes durch Empfehlung 
	 eines örtlich ansässigen Leistungserbringers 
	 ohne hinreichenden Grund
Der Bundesgerichtshof hat vor zwei Jahren in einer Grundsatzentscheidung Leitsätze darüber entwickelt, 
unter welchen Voraussetzungen Ärzte ihre Patienten an bestimmte Leistungserbringer (z.B. Sanitätshäuser, 
Apotheken, Pflegedienste, Physiotherapeuten etc.) verweisen dürfen, ohne gegen das berufsrechtlich nor-
mierte Verbot einer Zuweisung von Patienten zu verstoßen. 

Diese Leitsätze des BGH werden nun von den Instanzgerichten angewendet und weiterentwickelt. Dabei gibt 
es immer wieder Unsicherheiten bei der Zulässigkeit einer ungefragten Empfehlung eines Anbieters durch 
den Arzt, da die Gerichte stets den möglichen Nutzen und Wunsch des Patienten nach einer ärztlichen Emp-
fehlung gegen den damit verbundenen Eingriff in den Wettbewerb abwägen müssen. 

In einem vom Oberlandesgericht Schleswig aktuell entschiedenen Fall hatte ein Wettbewerbsverein das Ver-
halten eines HNO-Arztes beanstandet, der gezielt die beiden ortsansässigen Hörakustiker-Fachgeschäfte 
gegenüber Patienten ungefragt benannt hat. Hierin erkannte der Wettbewerbsverein einen Verstoß gegen 
die Berufsordnung der Ärzte und damit einen Wettbewerbsverstoß. 

Der Arzt wies darauf hin, dass er keinen der beiden örtlichen Fachbetriebe in unzulässiger Weise hervorge-
hoben, sondern lediglich beide ortsansässigen Akustiker benannt habe. Das Landgericht wies die Klage mit 
der Begründung ab, dass der HNO-Arzt beide am Ort ansässigen Hörakustiker benannt und darauf hinge-
wiesen habe, dass der Patient die Wahl alleine treffe. Eine Zuweisung an einen bestimmten Hörakustiker sei 
daher nicht erfolgt. Auf die Berufung des Wettbewerbsvereins hat das OLG Schleswig die Entscheidung des 
LG aufgehoben und dem Arzt untersagt, Patienten zur Versorgung mit Hörsystemen an bestimmte Hörgerä-
teakustikbetriebe dadurch zu verweisen, dass er solche von sich aus namentlich benennt, ohne dass hierfür 
ein hinreichender Grund besteht und ohne dass der Patient zuvor um eine Empfehlung gebeten hat. 

IV. Glosse: Wutausbruch

Reißleine oder Korb? Haben wir die Ziele für beide Optionen verfehlt? Nun, ich denke, wir müssen erneut 
intensiv nachdenken, denn es fehlt ja nur noch ein bisschen! 

Wir bekommen jetzt die Quittung von der KV für unser stetes Zaudern! Nach dem Motto „Die KV wird’s 
schon richten“ geht schon seit Jahren nichts mehr. Nein! Wir werden systematisch hingehalten und mit 
falschen Versprechungen und Abrechnungstricks bei der Stange gehalten. Funktioniert ja auch, wie man sieht. 
Die Abgabe der „hochgelobten“ Kassenzulassung ist für uns Urologen nach wie vor eine Option, obwohl viele 
lieber im System untergehen wollen, als sich zu wehren!

„Wir haben doch die vielen Privatpatienten und die IGeL-Leistungen, die werden’s schon richten. 
Dann nehmen wir die Kassenpatienten in Kauf, aber auf keinen Fall ohne KV-Zulassung, das wäre ja ge-
fährlich, denn die Bank, die gibt mir dann kein Geld mehr und ich kann meine Kredite nicht mehr abzahlen!“
Meinen Sie allen Ernstes, dass Sie mit den wenigen Kröten in der Zukunft noch große finanzielle Sprünge 
machen können? Ich wage zu bezweifeln, dass Sie damit überhaupt noch die Kredite bedienen können, ohne 
Ihren persönlichen Bedarf erheblich einschränken zu müssen. 

Auch der Hoffnung, dass sich an der PKV nichts ändert und es nach der Bundestagswahl genauso wei-
tergeht, muss ich leider widersprechen. Es ist klar, dass es eine PKV-Reform geben wird, egal wer regiert. 
Die Messer gegen uns sind alle gewetzt. Es wird auf keinen Fall so weitergehen, wie bisher. Für uns bedeutet 
das ganz klar Honorarverluste auch bei Privatpatienten. Erste seriöse Berechnungen gehen von – vorsichtig 
geschätzt – 11 Milliarden Euro Verlust für die niedergelassenen Ärzte aus. Das entspricht über 80.000 € pro 
Arzt und Jahr.

Viele haben in den letzten Wochen bereits die eiserne Faust der KV zu spüren bekommen. Arzneimittelre-
gresse, nicht Anerkennung von sogenannten fachfremden Leistungen, keine Ausnahmen vom Laborbudget, 
strikteres Umgehen mit der Onkologievereinbarung, stärkere Kontrollen der Richtlinien im Labor (RILIBAK) 
und bei der Hygiene (RKI). Kontrollwut, wohin man schaut, Regulierungswut wohin man sich dreht, Geldver-
knappung wohin man greift.

Dazu das alljährliche Szenario der „kranken Kassen“, Ärzte verdienen zu viel und sind alle korrupt und be-
stechlich. Ich weiß, es klingt als sei ich ein unverbesserlicher „Pessimist“, aber nein, ich bin nach wie vor 
Optimist und glaube, dass wir Urologen es schaffen können.

von Dr. Reinhold Schaefer 
(ärztlicher Geschäftsführer der Uro-GmbH Nordrhein) 
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Das OLG beschäftigte sich insbesondere mit der Fragestellung, ob auch dann eine unzulässige Zuweisung 
vorliegen könne, wenn der Arzt nicht nur einen, sondern beide am Ort ansässigen Hörakustikerbetriebe 
benannt hat. Das Gericht betonte, dass auch mit der Benennung mehrerer Anbieter dann die Wahlfreiheit 
des Patienten beeinträchtigt werde, wenn damit nicht tatsächlich alle für den Patienten in Betracht kommen-
den Anbieter mitgeteilt werden. Die Frage, welche Hörakustiker benannt werden müssten, lasse sich nicht 
allgemein, sondern allein nach den Umständen des Einzelfalls beantworten. Maßgeblich könnten dabei die 
örtlichen Gegebenheiten, zum Beispiel der Wohnort des Patienten oder seine sonstigen Verbindungen zu 
einem bestimmten örtlichen Bereich (z.B. Arbeitsplatz) sein. Der Kreis der räumlich in Betracht kommenden 
Anbieter sei dabei großzügig zu bemessen. Denn nach der Rechtsprechung des BGH könne allein die räum-
liche Nähe grundsätzlich gar keinen hinreichenden Verweisungsgrund darstellen. 

Dem OLG Schleswig genügte es 
deshalb nicht, dass der HNO-Arzt 
die beiden einzigen Hörakustiker am 
Ort benannt hatte, da aufgrund des 
Wohnortes des Patienten in einem 
anderen Ort auch Betriebe von dort in 
Betracht kommen könnten. Nur, wenn 
dem Arzt diejenigen persönlichen 
Verhältnisse des Patienten, die für die 
Auswahl eines Leistungserbringers 
maßgeblich sind, bekannt sind, kön-
ne er dazu in der Lage sein, tatsäch-
lich alle für den Patienten in Betracht 
kommenden Anbieter zu benennen, 
so das OLG. Dies dürfte allerdings 
nur im Ausnahmefall gelingen.

Allein die räumliche Nähe und eine 
größere Bequemlichkeit sind allen-
falls nur im Ausnahmefall, zum Bei-
spiel bei Gehbehinderten, ein zu-
reichender Verweisungsgrund. Andernfalls würde das Verbot einer sachgrundlosen Verweisung ins Leere 
laufen, da ein Verweisungsgrund an den zur Arztpraxis nächstgelegenen Hilfsmittelanbieter stets gegeben 
wäre. Auch gute Erfahrungen und Patientenzufriedenheit reichten nicht als Verweisungsgrund aus, so das 
OLG. Zwar könnten sich aus der Qualität der Versorgung und aus schlechten Erfahrungen anderer Patienten 
Verweisungsgründe ergeben, doch rechtfertige dies die Benennung eines bestimmten Anbieters nur dann, 
wenn die Qualität der Versorgung bei allen anderen in Betracht kommenden Anbietern schlechter ist und 
andere Patienten mit allen anderen schlechte Erfahrungen gemacht haben. 

Im Ergebnis hat das OLG somit einen Verstoß des Arztes gegen Marktverhaltensregeln festgestellt, der auch 
geeignet war, den Wettbewerb spürbar zu beeinträchtigen. Denn aufgrund der Hinweise des HNO-Arztes 
hielt es das Gericht nicht für ausgeschlossen, dass Patienten tatsächlich nur die beiden benannten Hörakus-
tiker aufsuchen und andere gar nicht erst in Betracht ziehen. 

Fazit: Mit der Entscheidung des OLG Schleswig werden die vom BGH aufgestellten Grundsätze weiter 
präzisiert. Im Regelfall soll die unbeeinflusste Wahlfreiheit des Patienten unter den Anbietern gesundheit-
licher Leistungserbringer gewährleistet sein. Dieser Wahlfreiheit entspricht es nach der Entscheidung des 
OLG Schleswig nicht, wenn die Patienten allein auf die nächstgelegenen oder ortsansässigen Anbieter auf-
merksam gemacht werden. Zwar liegt es nahe, die örtlichen Anbieter als Service für die Patienten zu benen-
nen; andererseits greift der Arzt damit in den Wettbewerb ein und benachteiligt andere, ortsfremde Anbieter. 
Eine ungefragte Verweisung wegen räumlicher Nähe oder Bequemlichkeit soll daher nur dann zulässig sein, 
wenn ein Ausnahmefall wie zum Beispiel eine Gehbehinderung vorliegt. Auch eine ungefragte Benennung 
aufgrund der Qualität der Versorgung darf nach der Rechtsprechung nicht erfolgen, solange die Qualität der 
Versorgung nicht bei allen anderen in Betracht kommenden Anbietern schlechter ist und andere Patienten 
nicht mit allen anderen schlechte Erfahrungen gemacht haben. Diese Entscheidung zeigt, dass der Wett-
bewerb im Bereich der nichtärztlichen Gesundheitsleistungen schärfer wird und nunmehr auch leider in die 
– auch nach der haftungsrechtlichen Rechtsprechung – durch Vertrauen geprägte Arzt-Patienten-Beziehung 
unnötig regulierend eingreift. 

Praxistipp: Um der von der Rechtsordnung geforderten Neutralität des Arztes gerecht zu werden, sollte der 
Arzt grundsätzlich nicht bestimmte Leistungserbringer benennen oder gar empfehlen, sofern der Patient ihn 
nicht darum bittet oder ein individueller sachlicher Grund (z.B. Gehbehinderung des Patienten) dafür vorliegt. 
Auch die Aushändigung von Listen mit Leistungserbringern sollte nicht erfolgen, da sich viele Betriebe dar-
über beklagen, dass sie in einer Liste evtl. am Ende aufgeführt sind und dadurch benachteiligt sind. Unzu-
lässig ist auch das Provozieren einer Nachfrage des Patienten bezüglich einer Empfehlung, wie zuletzt das 
Landgericht Dortmund entschieden hat. Erlaubt sind demgegenüber Empfehlungen, wenn der Patient von 
sich aus explizit nachfragt und diese Frage möglicherweise noch mit bestimmten für ihn wichtigen Kriterien 
ergänzt, wie z.B. einer bestimmten Örtlichkeit, Öffnungszeiten oder besonderen Angeboten.

von RA Olaf Walter  
(Justiziar der Uro-GmbH Nordrhein) 

VI.	 Kurznachrichten 
Änderungen im Kreis der Partnerunternehmen:

Die Firma TEVA wurde zum 1. August 2013 neu in den Kreis der Premium-Partnerunternehmen der Uro-
GmbH Nordrhein aufgenommen. 

Weiterer Kontrastmittel-Lieferant für die Uro-GmbH Nordrhein

Zum 1. August 2013 wurde die Liste der Kontrastmittel-Lieferanten um ein weiteres Unternehmen erweitert. 
Die Firma BW Plus Röntgen GmbH & Co. KG aus Kamp-Lintfort liefert ab sofort die Kontrastmittel SOLUT-
RAST und IMERON sowie zwei Agfa-Kontrastmittel (Iopamigita und Iohexagita). Die aktuelle Bestellliste, 
auf der nunmehr zwölf verschiedene Kontrastmittel verzeichnet sind, liegt dieser Ausgabe der Uro-GmbH 
Nachrichten wie üblich bei. Bei Fragen zur Kontrastmittelbestellung wenden Sie sich bitte an Frau Liesner in 
der Geschäftsstelle unter 0221 / 139 836-55 oder liesner@uro-nordrhein.de.
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Aktuelle Fortbildungstermine

Onkoforum Aachen-Düsseldorf

	 Samstag, 12.10.2013, 18:30 Uhr 
Inhalt:	 Onkoforum Aachen-Düsseldorf

Prostatakarzinom: PET-CT und Histoscanning

	 Dienstag, 15.10.2013, 18:30 bis ca. 21:00 Uhr
Inhalt:	 Universitätsstammtisch Urologie II-2013, Prostatakarzinom: PET-CT und Histoscanning
Ort:	 Düsseldorf

Internationales Symposium

	 Freitag, 18.10.2013 – Samstag, 19.10.2013 
Inhalt:	 Internationales Symposium "Modern diagnosis and treatment of castration resistant prostate 
	 cancer", German Working Group on Castration Resistant Prostate Cancer (GWG-CRPC)

AKO - Aktuelles zur Uro-Onkologie

	 Freitag, 08.11.2013 – Samstag, 09.11.2013 
Inhalt:	 AKO - Aktuelles zur Uro-Onkologie
Ort:	 Köln

NRW Kongress ambulante Urologie

	 Mittwoch, 20.11.2013 
Inhalt:	 Uroonkologisches Forum, 
	 Urologie in der Praxis – State of the Art
Ort:	 Gladbeck

Männergesundheit  ̶  Ein integratives Praxiskonzept

	 Samstag, 23.11.2013 
Inhalt:	 Ideen für die urologische Praxis von Morgen
Ort:	 Essen

Der kleine Nierentumor

	 Mittwoch, 11.12.2013, 18:30 Uhr 
Inhalt:	 Der kleine Nierentumor: Aktive Surveillance versus Tumorennukleation versus ablative Therapie, 
	 Vorträge und LIVE-Operationen: offene und roboter-assistierte Nierentumorennukleation

Weitere Informationen zu den Veranstaltungen finden Sie unter www.uro-gmbh.de

VII.		 Meinungsbildung durch Pressearbeit 
		  – ein ebenso mühsamer wie effektiver Prozess
Immer mehr Unternehmen und Organisationen setzen – wie auch die Uro-GmbH Nordrhein seit fast drei 
Jahren – darauf, sich mittels Pressearbeit in den Medien Gehör zu verschaffen und so ihre Botschaften in 
den Köpfen zu verankern. Doch viele sehen darin fälschlicherweise ein Instrument, das schnell und ein-
fach funktioniert. Tatsächlich kommt es dabei jedoch auf regelmäßige und professionelle Kommunikation mit 
überzeugenden Inhalten sowie deren bestmögliche Darstellung und Platzierung zum richtigen Zeitpunkt an. 
Noch wichtiger: Ein „steter Tropfen“ – jedoch nicht um jeden Preis und um jeder Effekthascherei willen. 
Denn letztendlich geht es um eine seriöse und nachhaltige Profilierung. 

Aufgabe und Sinn der Öffentlichkeitsarbeit ist es daher, Aufmerksamkeit für bestimmte Themen zu erregen 
und durch regelmäßige Präsenz in den Medien dafür zu sorgen, dass sie von relevanten Zielgruppen ver-
stärkt im gewünschten Sinne wahrgenommen werden. Rein praktisch stellen sich PR-Schaffenden jedoch 
eine Reihe von Hürden, die es zu überwinden gilt. Dabei spielt die Masse an Informationen, die Institutionen 
aller Couleur heutzutage verbreiten – darunter auch große, namhafte Verbände, die grundsätzlich stärkeres 
Gewicht haben – ebenso eine Rolle wie persönliche Präferenzen der Journalisten und finanzielle Mittel. 
Hinzu kommt, dass Themen, die für Sie als Urologen von essenzieller Bedeutung sind, längst nicht immer 
einen ähnlichen Stellenwert für die Gesamtbevölkerung haben. Nicht zuletzt gehen gesundheitspolitische 
Themen im Ressort Politik auf und konkurrieren daher mit sämtlichen politischen Informationen, Statements 
und Mitteilungen, die Tag für Tag in den Redaktionen eingehen. 

Es geht also keinesfalls nur darum, Inhalte zu streuen, sondern immer wieder andere Ansätze zur Berichter-
stattung zu finden und Themen einen besonderen Dreh zu verschaffen, um eine allgemeingültige Relevanz 
herzustellen. PR-Schaffende vermitteln gezielt und mediengerecht aufbereitet Botschaften und stehen in 
kontinuierlichem Kontakt mit den Medienvertretern, um so langfristig die Basis für eine hohe Reputation zu 
schaffen. Dieser Prozess muss jedoch als langfristige Investition verstanden werden, da die gewünschten 
kognitiven Effekte auf Wahrnehmung und Bewertung nicht von heute auf Morgen vonstattengehen. Wenn es 
aber gelingt, dauerhaft ein positives Image zu generieren und aufrecht zu erhalten, profitiert die Uro-GmbH 
Nordrhein zwangsläufig davon. Denn das Ansehen einer Organisation oder Berufsgruppe beeinflusst nach-
weislich das Verhalten ihr gegenüber. 

Je häufiger die angesprochene Klientel mit Argumenten und Informationen konfrontiert wird, desto größer 
die Wahrscheinlichkeit, dass entsprechende Handlungen und Denkweisen folgen. Ziel der Pressearbeit ist 
also ein langfristiger Meinungsbildungsprozess und die Vermittlung entsprechender Botschaften. Dies gilt 
besonders für erklärungsbedürftige Sachverhalte und solche, die bereits mit einer gewissen Skepsis in der 
Öffentlichkeit zu „kämpfen“ haben. Um Vertrauen zu schaffen oder zurück zu gewinnen, bedarf es daher 
einer kontinuierlichen, gezielten Vermittlung von Inhalten im Sinne der PR-Strategie. Nur so kann auf lange 
Sicht Glaubwürdigkeit und Akzeptanz aufgebaut und gefestigt werden. Für die Uro-GmbH Nordrhein bedeu-
tet das: urologische Fachkompetenz unterstreichen, die Situation der Fachärzte ins rechte Licht rücken und 
so den Bedarf für urologische Leistungen und Verständnis für medizinisches sowie gesundheitspolitisches 
Handeln zu sichern. 

An dieser Stelle sind auch Sie als Mitglieder gefragt: Geben Sie Ihre Ideen und Anregungen gerne an die 
Geschäftsführung, die Geschäftsstelle oder direkt an uns weiter. Kontakt unter robst@komm-public.de.

von Romy Robst 
(Pressestelle der Uro-GmbH Nordrhein) 
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Die hohe Kunst der Politik ist – nein, nicht die Intrige, nicht die Volksverdummung – der Kompromiss, 
das Austarieren beider Seiten einer Medaille. Und KBV-Kaiser Köhler ist ein Hohepriester dieser Kunst:

Der Reform-Kompromiss: Kostenneutrale Anhebung des Punktwertes auf 10 Cent; im Gegenzug 
paritätische Reduzierung der Punktmenge. 

Die Ärzte haben endlich einen respektablen Punktwert! Dafür Verzicht auf das Transparenzsymbol der 
Unterdeckung ebenso wie auf betriebswirtschaftlich kalkulierte Honorare. Nun ja, ein fairer Preis, oder?

Die Kassen haben endlich die unselige „5,11-Cent-plus-Inflationsausgleich-Diskussion“ vom Hals, ohne 
einen Cent dafür rauszurücken. Dafür Verzicht auf, auf … ja worauf eigentlich? Auf den Verzicht vielleicht?

Leider sind Neid und Unverständnis die hässlichen Stiefschwestern großer Taten – so auch hier: Man habe 
doch – so die unvermeidlichen Nörgler – auf dem Konto weiterhin nur 3,50 € statt der schon im letzten Jahr-
tausend kalkulierten 5,11 €. Wo denn da der Sinn sei?

Jo mei, auch die Relativitätstheorie versteht nicht jeder Hornochse, trotzdem ist sie wahr! Ich Hornochse ver-
stehe den Sinn allerdings auch nicht. Lassen wir also die Originalzitate aus dem Olymp in ihrer kristallklaren 
Überzeugungskraft auf uns wirken: 

Leistungsbewertung ärztlicher Leistungen im EBM

Angleichung Orientierungswert und kalkulatiorischer Punktwert
Nach der Angleichung wird die Argumentation der Unterfinanzierung von Leistungen besser zu führen sein.

	 Gegenargument der Krankenkassen ist bisher, dass trotz des Orientierungswertes in Höhe 
	 von 3,5048 (3,5363) Cent ein dem kalkulatorischen Arztgehalt entsprechender Ertrag erzielt werden 
	 kann und daher die Punktzahlbewertungen zu üppig bemessen sind.
	  entfällt zukünftig

	 Euro-Wert der Leistung ändert sich nicht
	  Argument der Kostenunterdeckung ist aufrecht erhalten

	 Absenkung der Kalkulationszeit erhöht die Plausibilität der Abrechnung
	  Diskussion in der Ärzteschaft entfällt

Ja, wenn das sooo ist! Cool oder? Nein? Etwa immer noch nicht verstanden? Sehen Sie, da geht es Ihnen 
wie mir. Und deswegen sind nicht Sie oder ich, sondern Andreas Köhler KBV-Chef. Haben wir also Vertrauen! 
Denken wir an die Relativitätstheorie! Nach dieser kühnen, den Kassen abgerungenen Währungsreform 
kann es doch nur aufwärts gehen! 

Und wenn sie nicht gestorben sind, dann leben sie noch heute.

von Dr. Wolfgang Rulf 
(ehem. Geschäftsführer der Uro-GmbH Nordrhein)

VIII. Am Rande bemerkt: Währungsreform 
Währungsreformen sind epochale Ereignisse. Leser mit LK Geschichte erinnern sich: 1924 wurden aus 
1.000.000.000.000 Mark eine Renten- später Reichsmark, 1948 bekam jeder 20 DM auf die Faust und den 
Rat „Mach´s Beste draus!“. Währungsreformen sind der Druck auf die wirtschaftspolitische Reset-Taste, 
deren Väter sind Legende. Aber auch heute dürfen wir Zeitzeuge politischer Titanen sein, die dem nicht nach-
stehen. KBV-Chef Andreas Köhler zum Beispiel. Während Merkel und Co. noch euromäßig verzagt zaudern, 
ist die Köhlersche Punktwert-Währungsreform – ein honorarwirksamer Kracher ohne Gleichen – unter Dach 
und Fach.

Das Unmögliche möglich gemacht! Nichts Geringeres ist das historische Ergebnis der Köhlerschen Wäh-
rungsreform: einerseits die Befriedigung der Kassen-Forderungen nach Schuldenschnitt ihrer zig Milliarden 
unbezahlter Vertragsarztleistungen, andererseits des kassenärztlichen Wunsches nach spürbarer Punktwert
erhöhung. Aber wo war das Problem?

Man rekapituliere: Ende des letzten Jahrtausends wurde der EBM 2000+ auf Kiel gelegt mit einer – vorgeb-
lich – betriebswirtschaftlichen Leistungskalkulation als dessen tragendem Element. 

Und das ging so: Eine Prozedur wurde beispielsweise betriebswirtschaftlich mit 5,11 € kalkuliert, dann durch 
den Punktwert 5,11 Cent dividiert und mit der so gefundenen Punktmenge (im Beispiel = 100) im EBM 
versenkt. Wird die Prozedur erbracht, landet in umgekehrter Rechnung das betriebswirtschaftlich korrekte 
Honorar in Euro (5,11 €) auf dem Konto. 

Oder auch nicht. Denn rückwärts gerechnet, wurden aus 5,11 € wunder- wie sparsame ca. 3,50 €. Irgendwo 
im KV/GKV-Gestrüpp waren rund 1,60 € hängen geblieben und das hehre Prinzip der Betriebswirtschaftlich-
keit gleich mit.

Für die Kassen nur logisch; handele es sich bei den 5,11 Cent doch nur um einen rein theoretisch-mathema-
tischen „Kalkulationspunktwert“ ohne realen Anspruch! Den Ärzten aber fehlte rein praktisch-wirtschaftlich 
Kohle auf dem Konto.

Viele Jahre gingen ins Land. Das Nörgeln und Wehklagen der Ärzte nahm kein Ende. Den Kassen aber ging 
das never ending „5,11 Cent-Gejammer“ gar mächtig und zunehmend auf den Zwirn. Und: Einen Inflations-
ausgleich, lockere 20 %, wollten die Nimmersatten auch noch! „Was tun?“, grübelten die Kassenfürsten. 

Es ist nicht überliefert, wer den rettenden Einfall hatte, aber plötzlich war die Lösung so einfach. Andreas 
Köhler, der geniale Andreas! Hatte der nicht auch die Sache mit den Hausbesuchen für die Kassen so elegant 
gelöst?

Damit hatte die Stunde der Währungsreform geschlagen! Eine Wäh-
rungsreform wahrlich auf gleicher Stufe mit ihren historischen Vor-
bildern. Und die Urologen bekamen schon bei der Ankündigung 
feuchte Hände, aus Vorfreude natürlich, wie immer bei KBV-Refor-
men – man denke nur an die Laborreform.
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